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(vgl BGHSt 7, 245, 246). § 11 Abs 1 Nr 1 StGB, der den Begriff des „Angeh�rigen“
definiert, baut zwar auf der Grundregel des § 1589 BGB auf, enth�lt jedoch Ab-
weichungen gegen�ber dem Zivilrecht (vgl LeipzigerKomm/Gribbohm [11. Aufl 1997] § 11
Rn 3 ff).

V. Geltung f�r nach dem BGB in Kraft getretene Gesetze

6Nach seinem Regelungsgegenstand betrifft Art 51 (Art 33 aF) lediglich die am
1. 1. 1900 bestehenden Rechtsnormen. F�r danach in Kraft getretene Gesetze kom-
men daher die allgemeinen Derogationsregeln, insbesondere die Grunds�tze der lex
posterior und der lex specialis, zur Anwendung. Demzufolge sind auch bei nach dem
Inkrafttreten des BGB erlassenen Gesetzen die Regelungen des BGB �ber Ver-
wandtschaft und Schw�gerschaft zugrunde zu legen, sofern die Gesetze keine Son-
dervorschriften enthalten. Die Rspr nimmt eine stillschweigende „Verweisung“ auf
die BGB-Vorschriften an, solange und soweit keine Sonderregelungen getroffen
werden (vgl BayObLG MDR 1958, 929, 930; BSGE 12, 147, 148; BVerwG D�V 1959, 830 f).
Im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenzen k�nnen sowohl Bund als auch L�n-
der eigenst�ndige Bestimmungen �ber Verwandtschaft und Schw�gerschaft erlassen.
Zu Einzelf�llen vgl die Kommentierung von Staudinger/Winkler12 Rn 25.

VI. �nderung durch das EGInsO

7Das Einf�hrungsgesetz zur Insolvenzordnung v 5. 10. 1994 (BGBl I 2911) hat in Art 32
Nr 1 den Art 51 EG mit Wirkung zum 1. 1. 1999 dergestalt ge�ndert, daß an die
Stelle der „Konkursordnung“ die „Insolvenzordnung“ getreten ist; gleichzeitig wur-
de das „Gesetz, betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners
außerhalb des Konkursverfahrens, vom 21. Juli 1879 (Reichsgesetzbl S 277)“ durch
den Begriff „Anfechtungsgesetz“ ersetzt.

Artikel 52

Ist auf Grund eines Reichsgesetzes dem Eigent�mer einer Sache wegen der im
�ffentlichen Interesse erfolgenden Entziehung, Besch�digung oder Benutzung der
Sache oder wegen Beschr�nkung des Eigentums eine Entsch�digung zu gew�hren
und steht einem Dritten ein Recht an der Sache zu, f�r welches nicht eine besondere
Entsch�digung gew�hrt wird, so hat der Dritte, soweit sein Recht beeintr�chtigt
wird, an dem Entsch�digungsanspruch dieselben Rechte, die ihm im Falle des Er-
l�schens seines Rechts durch Zwangsversteigerung an dem Erl�s zustehen.

Materialien: E I Art 31 Abs 1 und 2; II Art 26;
III Art 50.

Systematische �bersicht

I. Entstehungsgeschichte 1 II. Fortgeltung alter Enteignungsregeln 2
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III. Regelungsziel 3

IV. Abnehmende Bedeutung der Vor-
schrift 4

V. Tatbestandsvoraussetzungen der
Vorschrift

1. Entziehung, Besch�digung, Benut-
zung oder Eigentumsbeschr�nkung
einer Sache 7

a) Sachen, nicht Verm�gensrechte 8

b) Eigentum und dingliche Rechte 9

c) Belastung – Enteignung 10
2. Aufgrund eines Reichsgesetzes 11
3. Im �ffentlichen Interesse 12
4. Gew�hrung einer Entsch�digung an

den Eigent�mer 13

5. Recht eines Dritten an der Sache 14
6. Keine besondere Entsch�digung des

Dritten f�r die Beeintr�chtigung 15

VI. Rechtsfolgen der Vorschrift
1. Immobiliarzwangsvollstreckung 17

2. Mobiliarzwangsvollstreckung 22

I. Entstehungsgeschichte

1 Der Art 31 des E I ist in der II. Komm in die nunmehrigen Art 52, 53 und 54
umgearbeitet worden; dabei wurden nicht bloß redaktionelle, sondern auch in ihren
Wirkungen nicht unerheblich vom ersten Entwurf abweichende �nderungen vorge-
nommen (Mot z EG 143 ff; Prot VI 598, 599).

II. Fortgeltung alter Enteignungsregeln

2 Nach Art 50 bleiben die reichsgesetzlichen Vorschriften �ber die Enteignung unbe-
r�hrt. Das gleiche gilt nach Art 109 S 1 f�r die Vorschriften der Landesgesetze. Die
landesgesetzlichen Vorschriften �ber das Verfahren bei Streitigkeiten, welche die
Zwangsenteignung und die Entsch�digung wegen derselben betreffen, hat § 15 Nr 2
EGZPO vom 30. 1. 1877 (RGBl 244), jetzt idF vom 17. 5. 1898 (RGBl 332) unber�hrt
gelassen.

III. Regelungsziel

3 Art 52 regelt die Rechte eines Dritten an einer Sache, die im Eigentum eines
anderen steht und enteignet wird, wenn die (Reichs-), jetzt Bundesgesetze keine
besondere Entsch�digung f�r den Dritten vorsehen. Der Dritte erh�lt dann ersatz-
weise diejenigen Rechte am Entsch�digungsanspruch des Eigent�mers, die er bei
Untergang seiner Rechte in der Zwangsversteigerung an deren Erl�s bek�me. Statt
eines Entsch�digungsanspruchs gegen den Staat erh�lt er damit ein Surrogat f�r sein
bisheriges Recht in Gestalt eines Rechts gegen den entsch�digten Eigent�mer.

IV. Abnehmende Bedeutung der Vorschrift

4 Die Vorschrift hat unter der Geltung des Art 14 GG (und auch des Art 153 Abs 2
WRV) mit seinem weiten Eigentumsbegriff erheblich an Bedeutung verloren
(M�nchKomm/S�cker Art 52), weil dort die Bestimmung einer Entsch�digung im ent-
eignenden Gesetz zwingend vorgeschrieben ist (Junktimklausel). Sie war zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des BGB als Erg�nzung der Reichsgesetze erforderlich,
da damals eine derartige Verfassungsregel nicht bestand, die bis dahin vorhande-
nen einfachgesetzlichen Regeln f�r diese F�lle aber mit Einf�hrung des BGB ge-

78

Art 52 EGBGB
1–4 2. Teil.

April 2005



rade durch das EG oftmals aufgehoben worden waren (vgl Soergel/Hartmann Art 52
Rn 1).

5Weil heute bereits das entsch�digungslos enteignende Gesetz verfassungswidrig ist,
sieht der Gesetzgeber in der Regel in seinen Normen eine Entsch�digung auch f�r
dinglich-berechtigte Dritte ohne Eigent�merstellung vor. Art 52 ist deshalb bei Ent-
eignungsf�llen in erster Linie relevant, wenn ein einfaches Gesetz auf ihn Bezug
nimmt. Er greift ferner in den F�llen ein, in denen Dritte bundesgesetzlich ohne
ausdr�cklichen Hinweis auf Art 52 auf die Entsch�digung des Eigent�mers verwie-
sen werden (Soergel/Hartmann Art 52 Rn 1).

6Wird dem Eigent�mer eine Entsch�digung �ber die Verpflichtung aus Art 14 Abs 3
GG hinaus gew�hrt, muß Art 52 auf den Dritten ebenfalls angewendet werden (vgl
Rn 13).

V. Tatbestandsvoraussetzungen der Vorschrift

7Zum Eintritt der Rechtsfolgen des Art 52 m�ssen folgende Voraussetzungen gege-
ben sein:

1. Entziehung, Besch�digung, Benutzung oder Eigentumsbeschr�nkung
einer Sache

Art 52 ist zwar eine typische Annexregelung f�r Enteignungen und �hnliche F�lle;
dennoch darf zur Subsumtion unter dieses Tatbestandsmerkmal nicht ohne weiteres
auf die Rechtsprechung zur Enteignung iSd Art 14 GG zur�ckgegriffen werden; es
ergeben sich vielmehr zwischen Art 14 GG und Art 52 erhebliche Differenzen in
Wortlaut und Normzweck.

a) Sachen, nicht Verm�gensrechte
8Zum einen ist der Tatbestand des Art 52 enger als der des Art 14 GG, weil die EG-

Vorschrift nur Beschr�nkungen an beweglichen oder unbeweglichen Sachen iSd BGB
erfaßt, wohingegen Art 14 GG unter Eigentum jedes subjektive, verm�genswerte
Recht versteht, auch wenn es keinen dinglichen Charakter hat. Bei Beeintr�chtigung
nicht-dinglicher subjektiver Rechte darf deshalb Art 52 nicht angewendet werden,
auch wenn Art 14 GG hier tatbestandlich vorl�ge.

b) Eigentum und dingliche Rechte
9Nach dem Gesetzeswortlaut greift Art 52 nur ein, wenn das Eigentum enteignet

wurde. Das w�rde bei buchstabengetreuer Anwendung zu systemwidrigen Ergeb-
nissen f�hren, weil bei einer mit Rechten Dritter belasteten Enteignung des Eigen-
tums ein Surrogat gew�hrt w�rde, bei Enteignung einer mit Rechten Dritter bela-
steten dinglichen Berechtigung an einer Sache aber nicht. Die in den Begriffen
„Eigentum“ und „Eigent�mer“ zu eng gefaßte Vorschrift ist deshalb analog so
auszulegen, daß sie bei jeder Enteignung eines dinglichen Rechts an einer Sache,
dh auch bei Beeintr�chtigung eines absoluten Teilrechts, nicht nur des Vollrechts, die
Anwendung der Zwangsversteigerungsregeln zugunsten des Drittberechtigten an-
ordnet.
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c) Belastung – Enteignung
10 In der Bestimmung der Beeintr�chtigungsmodalit�ten geht Art 52 weiter als der

Enteignungsbegriff des Art 14 GG. Erfaßt letzterer nicht jede tats�chliche oder
rechtliche Belastung des Eigentums, sondern – nach n�herer Maßgabe durch die
von der Rechtsprechung entwickelten verschiedenen Enteignungstheorien – nur
Belastungen ab einer bestimmten Eingriffsschwelle, so lassen die entsprechenden
Tatbestandsmerkmale des Art 52 eine derartige Beschr�nkung nicht erkennen. Nach
ihrem Wortlaut ergreifen sie �ber die klassische Enteignung („Entziehung der
Sache“) hinaus jegliche rechtliche (= „Besch�digung oder Benutzung der Sache“)
Belastung des Sacheigentums, ohne sie von einer besonderen Beeintr�chtigungsin-
tensit�t abh�ngig zu machen. Bei Art 52 gen�gt also an sich jede Belastung des
Sacheigentums, f�r die der Eigent�mer entsch�digt wird, auch wenn sie sich noch
nicht im Bereich der verfassungsrechtlichen Enteignung bewegt.

2. Aufgrund eines Reichsgesetzes

11 Bei Enteignungen durch Landesgesetze ist Art 52 nicht unmittelbar anzuwenden
(RGZ 94, 20), es sei denn, daß auf ihn im Einzelfall verwiesen wird. Hier hilft Art 109
dem Drittberechtigten. Anstelle des Reichsgesetzes ist jetzt das Bundesgesetz ge-
treten; damit ist – vgl Art 2 – jede Rechtsnorm gemeint, die ein Bundesorgan er-
lassen hat.

3. Im �ffentlichen Interesse

12 Dessen Definition kann der Enteignungsrechtsprechung entnommen werden (vgl
BVerfGE 56, 266, 274 ff und 284 ff; 52, 1, 37; 50, 290, 340; 38, 175, 180; allgemein zu diesem Begriff
H�berle, �ffentliches Interesse als juristisches Problem [1970]; vBr�nneck, Das Wohl der All-
gemeinheit als Voraussetzung der Enteignung, NVwZ 1986, 425 ff; Martens, �ffentlich als Rechts-
begriff [1969] insb 186 ff; Schulte, Eigentum und �ffentliches Interesse [1970]).

4. Gew�hrung einer Entsch�digung an den Eigent�mer

13 Da bei Art 52 jede rechtliche Belastung oder tats�chliche Beeintr�chtigung des
Sacheigentums gen�gt, ist es ohne Belang, ob die Entsch�digung gew�hrt wird, weil
der Gesetzgeber eine Enteignung annahm und sich durch Art 14 Abs 3 GG zur
Entsch�digungsleistung verpflichtet f�hlte, oder ob sie nur wegen einer Sozialbin-
dung, aus Gr�nden des Vertrauensschutzes oder der Billigkeit geleistet werden soll;
entscheidend ist allein, daß ein Bundesgesetz dem Eigent�mer eine Entsch�digung
f�r die in Art 52 genannten F�lle gew�hrt; die verfassungsrechtliche Lage des Falles
bleibt unber�cksichtigt.

5. Recht eines Dritten an der Sache

14 Darunter ist jedes dingliche Recht zu verstehen.

VI. Rechtsfolgen

15 Wenn die oben in Rn 7 ff genannten Tatbestandsmerkmale erf�llt sind, erh�lt der
Dritte Rechte am Entsch�digungsanspruch des Eigent�mers nach den Grunds�tzen
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des Zwangsversteigerungsrechts. Ein allgemeiner Rechtssatz, daß an die Stelle der
enteigneten Sache der Entsch�digungsanspruch tritt, besteht im Zwangsversteige-
rungsrecht nicht (RGZ 94, 21 ff; M�nchKomm/S�cker Art 52; Soergel/Hartmann Art 52
Rn 3); die Rechtslage ist je nach der Art des Enteignungsobjektes und des Rechts
des Dritten am Enteignungsobjekt verschieden. Da jede Enteignung eines dingli-
chen (Voll- oder Teil-)Rechts an einer Sache die Rechtsfolgen des Art 52 ausl�st (vgl
Rn 9), ist zwischen der Zwangsvollstreckung in das bewegliche und in das unbeweg-
liche Verm�gen zu trennen.

1. Immobiliarzwangsvollstreckung

16Bei Enteignung von

(a) Grundst�cken (§ 864 Abs 1 ZPO),

(b) Berechtigungen, f�r welche die sich auf Grundst�cke beziehenden Vorschriften
gelten (§ 864 Abs 1 ZPO); zB Erbbaurecht, § 11 ErbbauRVO; Wohnungs- und Teil-
eigentum, § 1 Abs 2 und 3 WEG; Wohnungs- und Teilerbbaurecht, § 30 WEG; ferner
die landesrechtlichen Bestimmungen im Rahmen der Vorbehalte der Art 67, 68, 69,
112, 196),

(c) ins Schiffsregister eingetragenen Schiffen (§ 864 Abs 1 ZPO),

(d) Schiffsbauwerken, die im Schiffsbauregister eingetragen sind oder eingetragen
werden k�nnen (§ 864 Abs 1 ZPO),

(e) in die Luftfahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeugen (§ 171a ff ZVG),

(f) Bruchteilen der in (a) bis (e) genannten Rechte in (teilweise analoger) Anwen-
dung des § 864 Abs 2 ZPO

im gegenst�ndlich erweiterten Umfang des § 865 Abs 1 ZPO gelten die Vorschriften
des ZVG.

Dann kommen folgende Surrogatrechte f�r den Dritten in Betracht:

17(a) Ist das beeintr�chtigte Recht des Dritten auf Zahlung eines Kapitals gerichtet
(Hypothek, Grundschuld, Abl�sungssumme f�r eine Rentenschuld oder eine Real-
last), so tritt an die Stelle des Rechts der Anspruch auf Zahlung des entsprechenden
Betrages aus der Entsch�digungssumme (§§ 10, 117 ZVG; vgl RG in JW 1908, 736).

18(b) Ist das Recht nicht auf Zahlung eines Kapitals gerichtet (Grunddienstbarkeiten,
§§ 1018 ff, Reallasten, §§ 1105 ff, dingliche Vorkaufsrechte, die nicht auf den Fall des
Verkaufs durch den Besteller beschr�nkt sind, § 1097 HS 2 BGB), so tritt an die
Stelle des Rechts der Anspruch auf Ersatz des Wertes aus der Entsch�digungssumme
(§ 92 Abs 1 ZVG).

19(c) Ist das beeintr�chtigte Recht ein Nießbrauch (§§ 1030 ff), eine beschr�nkte
pers�nliche Dienstbarkeit (§§ 1090 ff) oder eine Reallast von unbestimmter Dauer
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(§§ 1105 ff; zB Altenteils-, Austragsrecht), so ist der Wertersatz aus der Entsch�di-
gungssumme durch Zahlung einer Geldrente zu leisten, die dem Jahreswert des
Rechtes gleichkommt; die Rente ist f�r drei Monate vorauszuzahlen; der Anspruch
auf eine f�llig gewordene Zahlung verbleibt dem Berechtigten auch dann, wenn das
Recht auf die Rente vor dem Ablauf der drei Monate erlischt (§ 92 Abs 2 ZVG).

20 (d) Ist das beeintr�chtigte Recht abl�sbar (Rentenschuld, §§ 1199 ff BGB, Reallast,
Art 114, 116), so bestimmt sich der Betrag der Ersatzleistung aus der Entsch�di-
gungssumme durch die Abl�sungssumme (§ 92 Abs 3 ZVG).

Vgl dazu im einzelnen ausf�hrlich B�ttcher, ZVG (3. Aufl 2000) Reinhard/

Schiffhauer/Gerhardt, ZVG (12. Aufl 1991) und Zeller/St�ber, ZVG (17. Aufl
2002).

2. Mobiliarzwangsvollstreckung

21 Bei Enteignung beweglicher Sachen tritt gem�ß § 1247 S 2 BGB die Entsch�digungs-
summe an die Stelle der Sache (Surrogationsprinzip).

Artikel 53

(1) Ist in einem Falle des Artikels 52 die Entsch�digung dem Eigent�mer eines
Grundst�cks zu gew�hren, so finden auf den Entsch�digungsanspruch die Vorschrif-
ten des § 1128 des B�rgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Erhebt ein
Berechtigter innerhalb der im § 1128 bestimmten Frist Widerspruch gegen die Zah-
lung der Entsch�digung an den Eigent�mer, so kann der Eigent�mer und jeder
Berechtigte die Er�ffnung eines Verteilungsverfahrens nach den f�r die Verteilung
des Erl�ses im Falle der Zwangsversteigerung geltenden Vorschriften beantragen.
Die Zahlung hat in diesem Fall an das f�r das Verteilungsverfahren zust�ndige
Gericht zu erfolgen.

(2) Ist das Recht des Dritten eine Reallast, eine Hypothek, eine Grundschuld oder
eine Rentenschuld, so erlischt die Haftung des Entsch�digungsanspruchs, wenn der
besch�digte Gegenstand wiederhergestellt oder f�r die entzogene bewegliche Sache
Ersatz beschafft ist. Ist die Entsch�digung wegen Benutzung des Grundst�cks oder
wegen Entziehung oder Besch�digung von Fr�chten oder von Zubeh�rst�cken zu
gew�hren, so finden die Vorschriften des § 1123 Abs. 2 Satz 1 und des § 1124 Abs. 1
und 3 des B�rgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

Materialien: E I Art 31 Abs 1 und 2; II Art 27;
III Art 51.

I. Verh�ltnis zu Art 52, Bedeutung

1 Art 53 ist eine Sonderregelung, die auf dem Tatbestand des Art 52 aufbaut. Er kann
deshalb nur angewendet werden, wenn die Voraussetzungen des Art 52 vorliegen
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(vgl dazu die Erl zu Art 52 und Prot VI 464–469, 586). Die Sondervorschrift des Art 53 greift
ein, wenn ein Grundst�ck oder eine bewegliche Sache, auf die sich die Haftung des
Grundst�cks gegen�ber dem Realberechtigten erstreckt, enteignet wird. Trifft ein
Enteignungsgesetz f�r seinen Anwendungsbereich besondere Vorschriften f�r solche
F�lle, geht es als das speziellere vor. Da das Schicksal der Nebenrechte zunehmend
in den Enteignungsbestimmungen spezieller Gesetze ber�cksichtigt wird (zB §§ 97 ff
BauGB, 72 FlurbereinigungsG; Beispiele f�r Gesetze ohne Regelung f�r Nebenrechte
s M�nchKomm/Papier Art 53 Rn 2), geht die Bedeutung des Art 53 stetig zur�ck.

2In einigen – auch neueren – Gesetzen wird allerdings auf Art 53 verwiesen (zB § 117
Abs 3 BundesbergG vom 13. 8. 1980, BGBl I 1310, zul ge�nd durch Art 123 V v
25. 11. 2003, BGBl I 2304); er bildet dann jeweils einen inkorporierten Bestandteil
des Gesetzes und gilt unabh�ngig vom EG als Sonderrecht.

II. Rechtsfolgen der Vorschrift

1. Bei Entziehung, Besch�digung oder Eigentumsbeschr�nkung
eines Grundst�cks

3Ist die Entsch�digung f�r die Entziehung oder Besch�digung des Grundst�cks oder
die Beschr�nkung des Eigentums daran zu gew�hren, so finden auf das Verh�ltnis
der Beteiligten (Entsch�digungspflichtiger, Eigent�mer, Realberechtigter) hinsicht-
lich der Entsch�digungssumme die Vorschriften des § 1128 (�ber die Haftung der
Geb�ude-Versicherungssumme) entsprechende Anwendung, erg�nzt durch die Vor-
schriften des Art 53 Abs 1 S 2 und 3 �ber die Wirkungen eines Widerspruches des
Realberechtigten gegen die Auszahlung der Entsch�digungssumme an den Eigen-
t�mer. Hiernach gilt folgendes:

4a) F�r die Haftung der Entsch�digungssumme und ihre Auszahlung gelten im
allgemeinen die Vorschriften der §§ 1279–1290 BGB (§ 1128 Abs 3 HS 1). Der
Realberechtigte hat ohne weiteres ein gesetzliches Pfandrecht an der Forderung
auf Zahlung der Entsch�digung, die Aus�bung seiner Rechte richtet sich nach den
Vorschriften �ber das Forderungspfandrecht; s �ber die sich im einzelnen hieraus
ergebenden Folgerungen § 1128. Der Entsch�digungspflichtige kann sich nicht dar-
auf berufen, daß er ein aus dem Grundbuch ersichtliches Recht eines Dritten nicht
gekannt habe (§ 1128 Abs 3 HS 2).

5b) Nach § 1281 BGB kann der Entsch�digungspflichtige grunds�tzlich nur an die
Realberechtigten und den Grundst�ckseigent�mer gemeinsam leisten; zur Auszah-
lung der Entsch�digung an den Eigent�mer allein muß die Zustimmung aller Real-
berechtigten beigebracht werden. Der Entsch�digungspflichtige kann die Entsch�-
digung hinterlegen und es den Beteiligten �berlassen, ihre Rechte an dieser im
Rechtsstreit gegeneinander geltend zu machen. Es ist jedoch in entsprechender
Anwendung des § 1128 Abs 1 ein Weg er�ffnet, unter bestimmten Voraussetzungen
die Auszahlung der Entsch�digungssumme an den Grundst�ckseigent�mer allein zu
erm�glichen. Diese Voraussetzungen sind:

– Der Entsch�digungspflichtige oder der Grundst�ckseigent�mer muß von dem
Eintritt des Entsch�digungsfalles Anzeige an den Realberechtigten machen, so-
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